
1. Zulagen für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit sind
Erschwerniszulagen i. S. v. § 850a Nr. 3 ZPO und damit im
Rahmen des Üblichen unpfändbar. Zulagen für Schicht-,
Samstags- oder sog. Vorfestarbeit sind dagegen der
Pfändung nicht entzogen.

2. Hinsichtlich der Frage, in welchem Umfang und welcher
Höhe Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtar-
beit als „üblich” und damit unpfändbar i. S. v. § 850a Nr.
3 ZPO anzusehen sind, kann an die Regelung in § 3b EStG
angeknüpft werden.

Aus den Gründen:

Die Parteien streiten über die Pfändbarkeit tarifvertrag-
licher Zulagen.

Die Klägerin arbeitet bei der Beklagten, die Sozialstatio-
nen betreibt, als Hauspflegerin. Auf das Arbeitsverhältnis
der Parteien findet kraft einzelvertraglicher Bezugnahme
der Tarifvertrag der V Landesverband B e. V. und der So-
zialdienste der VB gGmbH, abgeschlossen mit der Ge-
werkschaft ver.di am 23. November 2009, i. d. F. des Ände-
rungstarifvertrags Nr. 2 vom 29. Dezember 2015 (TV)
Anwendung. In § 8 TV sind verschiedene Zuschläge u. a.
für Nacht-, Sonntags-, Feiertags-, Samstags-, Wechsel-
schichtarbeit sowie Arbeit am 24. und 31. Dezember ge-
regelt. In § 26 TV ist eine Ausschlussfrist von sechs Mo-
naten zur schriftlichen Geltendmachung von Ansprüchen
vorgesehen.

Nach einem zwischenzeitlich aufgehobenen Insolvenz-
verfahren befand sich die Klägerin in der sog. Wohlver-
haltensphase, in der sie ihre pfändbare Vergütung an ei-
nen Treuhänder abgetreten hatte. Im Zeitraum Mai 2015
bis März 2016 führte die Beklagte von der jeweiligen Net-
tovergütung der Klägerin den sich aus ihrer Sicht erge-
benden pfändbaren Teil an den Treuhänder ab. Dabei be-
rücksichtigte sie auch die an die Klägerin zu zahlenden
tarifvertraglichen Zuschläge als pfändbares Arbeitsein-
kommen.

Die Klägerin vertritt die Ansicht, die Zuschläge für Nacht-,
Sonntags-, Feiertags-, Samstags-, Wechselschichtarbeit

sowie Arbeit am 24. und 31. Dezember seien unpfändbare
Erschwerniszulagen i. S. v. § 850a Nr. 3 ZPO. Sie hätten da-
her nicht bei der Berechnung des an den Treuhänder ab-
zuführenden pfändbaren Teils ihrer Vergütung berück-
sichtigt werden dürfen und müssten ihr nachgezahlt
werden. Unter den Begriff „Erschwernis” i. S. v. § 850a Nr.
3 ZPO falle auch die ungünstige Lage der Arbeitszeit.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt, die Beklagte zu ver-
urteilen, an sie 1.144,91 Euro zuzüglich Zinsen in gestaf-
felter Höhe zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie meint,
aus dem Gesamtzusammenhang der Norm sei ersichtlich,
dass Erschwerniszulagen i. S. v. § 850a Nr. 3 ZPO nur Tätig-
keiten beträfen, die als solche beschwerlich seien.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Lan-
desarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurück-
gewiesen und auf eine Anschlussberufung der Klägerin
hin die Beklagte hinsichtlich weiterer Zeiträume zur Zah-
lung verurteilt. Mit ihrer vom Landesarbeitsgericht zuge-
lassenen Revision begehrt die Beklagte weiterhin die Ab-
weisung der Klage.

(…) Das angegriffene Urteil ist aufzuheben, da es sich
nicht aus anderen Gründen als richtig darstellt [§ 561
ZPO]. (…)

(…)

1. Das Berufungsgericht ist zutreffend davon ausgegan-
gen, dass die Zuschläge nach § 8 TV für Nacht-, Sonntags-
und Feiertagsarbeit unpfändbare Erschwerniszulagen 
i. S. v. § 850a Nr. 3 ZPO sind und bei der Berechnung des
pfändbaren Einkommens der Klägerin keine Berücksich-
tigung finden. Dies entspricht der in Rechtsprechung und
Schrifttum überwiegend vertretenen Auffassung, wonach
unter den Begriff der Erschwerniszulage i. S. v. § 850a Nr.
3 ZPO auch Zulagen für ungünstige Arbeitszeiten – jeden-
falls für Nachtarbeit – fallen und nicht nur Zuschläge, die
für besondere Erschwernisse der Arbeitsleistung als sol-
cher gezahlt werden (vgl. BGH 29.06.2016 – VII ZB 4/15 –
BGHZ 211, 46; OVG Lüneburg 17.09.2009 – 5 ME 186/09 –;
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VG Düsseldorf 04.05.2012 – 13 K 5526/10; Hessisches LAG
14.11.2016 – 17 Sa 1142/15; LAG Berlin-Brandenburg
09.01.2015 – 3 Sa 1335/14; LG Kaiserslautern 04.03.2016 –
4 T 31/16; LG Hannover 21.03.2012 – 11 T 6/12 ; zust. Grote
ZInsO 2016, 1801, 1802 f.; Hk-ZPO/Kemper 7. Aufl. § 850a
Rn. 5; Hk-ZV/Meller-Hannich 3. Aufl. § 850a ZPO Rn. 21;
Musielak/Voit/Becker ZPO 14. Aufl. § 850a Rn. 5a; PG/Ah-
rens ZPO 8. Aufl. § 850a Rn. 12; Thomas/Putzo/Seiler ZPO
38. Aufl. § 850a Rn. 4; Zöller/Stöber ZPO 31. Aufl. § 850a
Rn. 10 [anders noch die 30. Aufl.]; a. A. Hessisches LAG
25.11.1988 – 13 Sa 359/88; Boewer Handbuch zur Lohn-
pfändung und Lohnabtretung 3. Aufl. Rn. 573; Stein/Jo-
nas/Brehm ZPO 22. Aufl. § 850a Rn. 24; Wieczorek/Schüt-
ze/Lüke ZPO 4. Aufl. § 850a Rn. 27; Keller/Schrandt
Handbuch Zwangsvollstreckungsrecht Rn. 513; Stöber
Forderungspfändung 16. Aufl. Rn. 997; kritisch zum Be-
schluss des BGH vom 29.06.2016 – VII ZB 4/15 – Walker
WuB 2016, 649, 651; ablehnend jedenfalls für Sonntags-
und Feiertagszuschläge LAG Düsseldorf 11.11.2016 – 10 Sa
324/16; differenzierend MüKoZPO/Smid 5. Aufl. § 850a Rn.
15; unklar Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann ZPO
75. Aufl. § 850a Rn. 10).

a) Der Begriff der Erschwerniszulage in § 850a Nr. 3 ZPO
ist nicht eindeutig und bedarf der Auslegung. Der Wort-
laut spricht eher für ein weites, nicht auf die der Aus-
übung der Arbeit innewohnenden Belastungen begrenz-
tes Verständnis.

aa) „Erschwernis” im allgemeinen Sprachgebrauch wird
synonym für „Anstrengung”, „Belastung” oder „Mühsal”
verwendet. Hiervon ausgehend gehören Zulagen, die als
Ausgleich für die durch Druck, Wasser, Lärm, Staub oder
Hitze körperlich belastende Arbeit entrichtet werden, of-
fenkundig zu den Erschwerniszulagen i. S. v. § 850a Nr. 3
ZPO. Der Begriff Erschwernis erfasst aber ebenso die Ar-
beit zu einer ungünstigen zeitlichen Lage, da auch sie mit
Belastungen oder Mühsal verbunden ist. Im Begriff Er-
schwernis ist daher keine Einschränkung auf besondere
Belastungen bei der Arbeitsleistung als solcher angelegt
(ebenso Ahrens NJW 2016, 2812, 2814; ders. in PG ZPO 8.
Aufl. § 850a Rn. 12).

bb) Allerdings werden im tarifvertraglichen Sprachge-
brauch durchaus „Erschwerniszuschläge” von „Zeitzu-
schlägen” abgegrenzt. Die Begrifflichkeit ist indes nicht
einheitlich.

(1) § 8 Abs. 1 TVöD, dem § 8 Abs. 1 TV nachgebildet ist, be-
trifft bspw. nur „Zeitzuschläge”. Demgegenüber werden in
§ 19 TVöD „Erschwerniszuschläge” geregelt, die nur bei Ar-
beiten mit besonderer Gefährdung, extremer nicht klima-
bedingter Hitzeeinwirkung, besonders starker Schmutz-
oder Staubbelastung, besonders starker Strahlenexposi-
tion oder „unter sonstigen vergleichbar erschwerten Um-
ständen” gezahlt werden. Damit fallen Zuschläge wegen
Arbeiten zu ungünstigen Zeiten im Sinne dieser tarifver-
traglichen Regelung nur unter die Zeitzuschläge nach § 8
Abs. 1 TVöD, nicht aber unter die Erschwerniszuschläge
nach § 19 Abs. 1 TVöD.

(2) Tarifvertragsparteien bezeichnen Arbeit zu ungünsti-
gen Zeiten zum Teil aber auch als Erschwernis. Der Man-
teltarifvertrag Nr. 2 für das Kabinenpersonal der Deut-
schen Lufthansa AG, gültig ab 16. Januar 2011, enthält
bspw. in § 7 Abs. 3 eine Regelung, wonach die Mitarbeiter
„zur Abgeltung der Erschwernisse durch Sonn-, Feiertags-
und Nachtarbeit eine Schichtzulage” erhalten und „sons -
tige Erschwernisse der fliegerischen Tätigkeit” durch die
Grundvergütung abgegolten sind.

(3) Aus der uneinheitlichen Verwendung des Begriffs Er-
schwernis in Tarifverträgen kann daher kein entscheiden-
des Argument für die Auslegung des § 850a Nr. 3 ZPO ge-
wonnen werden. Denn sonst müsste die Frage, ob bspw.
ein Zuschlag für Nachtarbeit eine Erschwerniszulage im
Sinne dieser Vorschrift ist, unterschiedlich je nach anzu-
wendendem Tarifvertrag beantworten werden. Der Begriff
Erschwernis in § 850a Nr. 3 ZPO ist deshalb autonom und
losgelöst von der jeweiligen tarifvertraglichen Einordnung
der Zulagen auszulegen.

b) Die Systematik des § 850a ZPO führt zu keinem klaren
Verständnis des Begriffs „Erschwerniszulage”.

aa) In § 850a Nr. 3 ZPO werden „Gefahrenzulagen sowie
Schmutz- und Erschwerniszulagen” als unpfändbar auf-
geführt. Diese sprachliche Verbindung könnte dafür
sprechen, dass die Erschwerniszulage nur Leistungen für
Tätigkeiten betrifft, die – wie bei der Gefahren- und
Schmutzzulage – mit Belastungen einhergehen, die auf
der Arbeitsleistung als solcher, nicht aber ihrer zeitlichen
Lage beruhen. Andererseits kann in diesem Satzbau auch
eine bewusste Trennung der rein tätigkeitsbezogenen Ge-
fahren- und Schmutzzulagen von den diesen gegenüber-
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gestellten Erschwerniszulagen gesehen werden. Die Ver-
knüpfung der Begriffe durch die Konjunktion „sowie” deutet
jedoch eher auf eine gleichrangige Aufzählung hin. Berück-
sichtigt man weiter, dass es sich bei der Gefahrenzulage um
eine Leistungszulage für eine gefährliche Tätigkeit handelt
und die Schmutzzulage demgegenüber zumindest auch
Aufwendungscharakter hat, wird deutlich, dass sich aus
dem sprachlichen Kontext „Gefahrenzulagen sowie
Schmutz- und Erschwerniszulagen” kein entscheidender
Hinweis für das Verständnis des Begriffs Erschwerniszu-
lage herleiten lässt.

bb) Auch im Übrigen enthält § 850a Nr. 3 ZPO eine eher
beliebige Zusammenstellung verschiedener Vergütungs-
bestandteile, die bspw. auch „Aufwandsentschädigungen,
Auslösungsgelder und sonstige soziale Zulagen für aus-
wärtige Beschäftigungen” betrifft. Eine „soziale Zulage für
auswärtige Beschäftigung” bezieht sich nicht auf eine Er-
schwernis, die aus der Arbeit als solcher folgt, sondern
auf die (räumlichen) Umstände ihrer Erbringung. Dies
spricht eher dafür, bei der Erschwerniszulage auch über
die Tätigkeit als solche hinausgehende Umstände der Ar-
beitsleistung zu berücksichtigen.

cc) Betrachtet man § 850a ZPO insgesamt, gibt es keine
konsistente Systematik. Die Gründe, die zur Unpfändbar-
keit einzelner Einkünfte führen, sind vielmehr vielfältig
(PG/Ahrens ZPO 8. Aufl. § 850a Rn. 1). Vom zusätzlichen
Urlaubsgeld (Nr. 2) über selbstgestelltes Arbeitsmaterial
(Nr. 3) bis zu Sterbe- und Gnadenbezügen (Nr. 7) sowie der
Blindenzulage (Nr. 8) wird eine Vielzahl von Vergütungs-
bestandteilen angesprochen. Bei den in § 850a Nr. 5 und
6 ZPO aufgeführten Erziehungsgeldern, Geburts-, Heirats-
und Studienbeihilfen besteht sogar nur ein allenfalls 
loser Zusammenhang zum Arbeitsverhältnis und dem in
§ 850 ZPO als Ausgangspunkt genannten Arbeitseinkom-
men. Angesichts der unterschiedlichen Fallgestaltungen,
die § 850a ZPO regelt, spricht jedenfalls nichts dafür, mit
der Systematik eine Einschränkung des Wortlauts zu be-
gründen, der als Verständnis des Begriffs Erschwernis
auch die ungünstige Lage der Arbeitszeit zulässt.

(…)

d) Aus Sinn und Zweck der Pfändungsschutzvorschriften
lässt sich jedoch der Begriff Erschwerniszulage in § 850a
Nr. 3 ZPO näher bestimmen.

aa) Das Schrifttum geht zumeist davon aus, dass § 850a
ZPO einen vielgestaltigen Schuldnerschutz gewähre, der
von sozialen Erwägungen getragen werde. Zudem solle
die Pfändung die Lebensfreude des Schuldners und sei-
ner Familie nicht allzu stark beeinträchtigen, ein beson-
derer Arbeitseinsatz honoriert werden und der Schuldner
wenigstens teilweise den verdienten Lohn behalten dür-
fen (vgl. Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann ZPO 75.
Aufl. § 850a Rn. 2; ähnlich Musielak/Voit/Becker ZPO 14.
Aufl. § 850a Rn. 1, der neben dem Sozialgedanken betont,
dass der Schuldner im eigenen und im Gläubigerinteresse
zu „überobligationsmäßigen” Leistungen bewegt werden
soll; PG/Ahrens ZPO 8. Aufl. § 850a Rn. 1). Dieser „Sozial-
gedanke” wird allerdings bereits im Rahmen des § 850c ZPO
verwirklicht, wonach ein Grundbetrag des Arbeitseinkom-
mens – gestaffelt nach Unterhaltspflichten – absolut pfän-
dungsfrei und der übersteigende Betrag nur zu einem Teil
pfändbar ist. Zusätzliche Arbeit lohnt sich für den Schuldner
also immer und seine Verpflichtungen gegenüber Unter-
haltsberechtigten werden unabhängig von § 850a ZPO be-
rücksichtigt. Man kann auch nicht vorbehaltlos anneh-
men, dass durch die Regelung in § 850a Nr. 3 ZPO der
Schuldner im Gläubigerinteresse zu „überobligationsmä-
ßigen” Leistungen bewegt werden soll. Dies gilt insbeson-
dere in den Fällen, in denen bspw. eine gefährliche oder
schmutzige Arbeit zum regulären Inhalt der arbeitsver-
traglich geschuldeten Tätigkeit (z. B. Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst) gehört. Soweit man den Sinn und Zweck der
Regelung nicht in einer Besserstellung „überobligatori-
scher” Tätigkeiten, sondern generell „belastender” Arbei-
ten sieht, spricht aber nichts dagegen, auch Belastungen,
die sich aus der zeitlichen Lage der Tätigkeit ergeben, dar-
unter zu fassen.

bb) Kann somit § 850a ZPO kein einheitlicher Regelungs-
zweck entnommen werden, sind zur Auslegung dieser 
Bestimmung Ziel und Funktion der Zwangsvollstreckung
sowie der Einschränkungen der Pfändbarkeit von Ar-
beitseinkommen in den Blick zu nehmen.

(1) Sinn und Zweck der Zwangsvollstreckungsregeln der
ZPO bestehen darin, dem Gläubiger einen staatlich gere-
gelten Weg zu eröffnen, um eine titulierte Forderung auch
tatsächlich durchsetzen zu können (vgl. Zöller/Stöber ZPO
31. Aufl. Vor § 704 Rn. 1; PG/Ahrens ZPO 8. Aufl. Vor §§ 704
ff. Rn. 1). Aus Gläubigersicht ist es dabei wichtig, weite Tei-
le des Arbeitseinkommens des Schuldners der Pfändung
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zu unterwerfen, damit die Zwangsvollstreckung erfolg-
reich durchgeführt werden kann. Diesem Gläubigerinter-
esse steht das Interesse des Schuldners an einer Siche-
rung seiner Existenzgrundlage gegenüber. Ein solcher
Schutz des Schuldners ist verfassungsrechtlich aus dem
allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Schuldners (Art. 1
und Art. 2 Abs. 1 GG) und dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20
Abs. 1 GG) gerechtfertigt und geboten (Schuschke/Wal-
ker/Kessal-Wulf/Lorenz ZPO 6. Aufl. § 850 Rn. 4; Mü-
KoZPO/Smid 5. Aufl. § 850 Rn. 1). Er dient darüber hinaus
dem Interesse der Allgemeinheit, nicht durch Sozialhilfe-
leistungen für den Unterhalt des Schuldners aufkommen
zu müssen (Schuschke/Walker/Kessal-Wulf/Lorenz a. a. O.;
Hk-ZV/Meller-Hannich § 850 Rn. 1). Der Gesetzgeber hat
diesen Schutzauftrag in den §§ 850 ff. ZPO ausgeführt,
hierbei die Perspektive des Schuldners als Arbeitnehmer
eingenommen und versucht, ihm einen angemessenen
Schutz vor der Pfändung des Arbeitseinkommens zu ge-
währen. Da das Arbeitseinkommen des Schuldners jedoch
häufig das wichtigste Zugriffsobjekt in der Zwangsvoll-
streckung darstellt und die §§ 850 ff. ZPO die Durchsetz-
barkeit der von Art. 14 GG geschützten vermögenswerten
subjektiven Rechte des Gläubigers begrenzen, ist bei der
Auslegung und Anwendung dieser Vorschriften über den
Pfändungsschutz von Arbeitseinkommen eine Abwägung
der wechselseitigen Interessen von Gläubiger und Schuld-
ner geboten (vgl. PG/Ahrens ZPO 8. Aufl. § 850 Rn. 2).

(2) Hiervon ausgehend ist die von Wortlaut und Systema-
tik getragene Auslegung des Begriffs Erschwerniszulage,
die auch Zulagen für Arbeit zu ungünstigen Zeiten einbe-
zieht, mit Sinn und Zweck des Pfändungsschutzes grund-
sätzlich vereinbar. Da bei den Pfändungsvorschriften der
ZPO aber ebenso die Gläubigerinteressen angemessen
berücksichtigt werden müssen, kann dieser Schutz nicht
uferlos sein, sondern bedarf einer Begrenzung (vgl. Baum-
bach/Lauterbach/Albers/Hartmann ZPO 75. Aufl. § 850a
Rn. 2). Für die danach erforderliche Bestimmung der Reich-
weite des durch § 850a Nr. 3 ZPO vermittelten Schutzes
von Erschwerniszulagen vor dem Gläubigerzugriff sind an-
derweitige gesetzgeberische Wertungen heranzuziehen,
aus denen geschlossen werden kann, dass der Gesetzge-
ber die Lage der Arbeitszeit nicht nur als ungünstig, son-
dern als besonders belastend ansieht. Wenn und soweit
die Rechtsordnung in besonderen gesetzliche Regelungen
die Arbeit zu bestimmten Arbeitszeiten als besonders be-
lastend ansieht, ist es normativ gerechtfertigt, dies auch

im Rahmen des § 850a Nr. 3 ZPO bei der Auslegung des
Begriffs Erschwerniszulage zu berücksichtigen.

e) Unter Berücksichtigung dieser Erwägungen sind Zula-
gen für Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit als Er-
schwerniszulagen i. S. v. § 850a Nr. 3 ZPO anzusehen. Die
Arbeit zu diesen Zeiten ist mit herausgehobenen Belas -
tungen verbunden bzw. unterliegt einem besonderen
Schutz der Rechtsordnung. Dies gilt jedoch nicht für die
Schicht-, Samstags- und Vorfestarbeit.

aa) Für die Nachtarbeit kann auf die Wertung in Erwä-
gungsgrund 7 und Art. 8 ff. der Richtlinie 2003/88/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Novem-
ber 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestal-
tung (Arbeitszeit-RL) und in § 6 Abs. 5 ArbZG zurückgegrif-
fen werden. Nachtarbeit ist nach gesicherten
arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen grundsätzlich
für jeden Menschen schädlich und hat negative gesund-
heitliche Auswirkungen (BAG 09.12.2015 – 10 AZR 423/14 –
Rn. 17, BAGE 153, 378; vgl. BGH 29.06.2016 – VII ZB 4/15 – Rn.
13, BGHZ 211, 46). Indem Nachtarbeit verteuert wird, wirkt
sich der Nachtarbeitszuschlag mittelbar auf die Gesund-
heit aus. Außerdem soll der Nachtarbeitszuschlag i. S. d.
§ 6 Abs. 5 ArbZG in einem gewissen Umfang den Arbeit-
nehmer für die erschwerte Teilhabe am sozialen Leben ent-
schädigen (BAG 09.12.2015 – 10 AZR 423/14 – Rn. 18, a. a. O.).
Der Gesetzgeber hat die Ausgleichspflicht für Nachtarbeit
als so bedeutend angesehen, dass er den entsprechen-
den Zuschlag – als einzigen Zuschlag – gesetzlich geregelt
hat. Damit wird unterstrichen, dass dieser Zahlung auch
im Interesse des Arbeitnehmers eine besondere Stellung
eingeräumt wird. Insoweit haben im Rahmen einer Pfän-
dung Gläubigerinteressen zurückzustehen.

bb) Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage
sind in Ausfüllung der verfassungsrechtlichen Vorgaben
aus Art. 140 GG i. V. m. Art. 139 WRV nach § 1 Nr. 2 ArbZG
als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung
der Arbeitnehmer zu schützen. Damit haben der Verfas-
sungsgeber und der Gesetzgeber in nachdrücklicher Wei-
se ein Schutzbedürfnis zum Ausdruck gebracht. Vom
Grundsatz her dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und ge-
setzlichen Feiertagen von 00:00 Uhr bis 24:00 Uhr nicht
beschäftigt werden, § 9 Abs. 1 ArbZG. Nur aufgrund ge-
setzlicher Ausnahmeregelungen ist dies erlaubt (vgl. § 9
Abs. 2 und 3, § 10 ArbZG), was dann aber besondere Aus-
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gleichsmaßnahmen erfordert (vgl. § 11 ArbZG). Daraus
wird deutlich, dass auch hier der Gesetzgeber Arbeit an
Sonn- und Feiertagen als besondere Erschwernis be-
trachtet.

cc) Die besondere Rolle von Nacht-, Sonntags- und Fei-
ertagsarbeit hat der Gesetzgeber bspw. auch im Rahmen
von Beschäftigungsverboten in § 8 Abs. 1 MuSchG berück-
sichtigt (ab 1. Januar 2018: § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1
MuSchG im Unterabschnitt „Arbeitszeitlicher Gesund-
heitsschutz”). Auch das rechtfertigt es, in einer Gesamt-
schau Schuldnerinteressen betreffend Zulagen für Arbeit
zu diesen Zeiten im Rahmen der Pfändungsschutzvor-
schrift des § 850a Nr. 3 ZPO vorrangig vor Gläubigerinter-
essen zu behandeln.

2. Demgegenüber sind die Zuschläge nach § 8 TV für
Wechselschicht-, Samstags- und Vorfeiertagsarbeit keine
Erschwerniszulagen i. S. v. § 850a Nr. 3 ZPO. Hier fehlt es
an einer gleichgewichtigen gesetzgeberischen Wertung
wie bei Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit, die ein
Zurückstehen der Gläubigerinteressen bei der Pfändung
rechtfertigen könnte.

[47] a) Samstagszuschläge fallen nicht unter den beson-
deren Pfändungsschutz (Grote ZInsO 2016, 1801, 1803; 
a. A. Ahrens NJW 2016, 2812, 2814). Im Arbeitsrecht ist der
Samstag ein normaler Werktag (vgl. § 3 Abs. 2 BUrlG). Be-
sondere gesundheitliche oder soziale/familiäre Beein-
trächtigungen sind nicht erkennbar. Der Gesetzgeber hat
hierzu keine Regelung getroffen.

(…)

b) Das gleiche wie für Samstagszuschläge gilt für Zu-
schläge betreffend die Arbeit am 24. und 31. Dezember.
Auch hier handelt es sich aus gesetzgeberischer Sicht ar-
beitszeitlich um reguläre Werktage.

c) Schicht- und Wechselschichtzulagen sollen zwar
durchweg besondere Belastungen ausgleichen (BAG
19.03.2014 – 10 AZR 744/13 – Rn. 18; 25.09.2013 – 10 AZR
4/12 – Rn. 17; 24.09.2008 – 10 AZR 634/07 – Rn. 19, BAGE
128, 21), was auch in § 6 Abs. 1 ArbZG anklingt. Eine Son-
derstellung wie die Nacht-, Sonntags- und Feiertagsar-
beit hat der Gesetzgeber der reinen Schichtarbeit aber
nicht eingeräumt. Er hat – anders als bei der Nachtarbeit

– insbesondere keinen Anlass gesehen, gesetzlich ver-
pflichtend Zulagen oder andere Ausgleichsleistungen
hierfür zu regeln. Die Belastungen der Wechselschichtar-
beit werden jedenfalls zum Teil bereits durch Nachtar-
beitszuschläge ausgeglichen. Im Übrigen gibt es kein zu-
verlässiges Abgrenzungskriterium dafür, was – angesichts
einer Vielzahl denkbarer Arbeitszeitmodelle – als Schicht-
arbeit mit der Folge eines pfändungsrechtlich privilegier-
ten Zuschlags anzusehen ist. Angesichts der drohenden
Uferlosigkeit dieses Begriffs hat hier das im Pfändungs-
recht auch zu berücksichtigende Gläubigerinteresse vor-
rangige Bedeutung. Schichtzulagen als solche können so-
mit nicht als Erschwerniszulagen i. S. v. § 850a Nr. 3 ZPO
angesehen werden.

3. Bei dem in § 850a Nr. 3 ZPO angesprochenen „Rahmen
des Üblichen”, in dem Erschwerniszuschläge der Höhe
nach pfändungsfrei sind, kann aus Gründen der Praktika-
bilität und in Anlehnung an die gesetzgeberische Wertung
an die Regelung in § 3b EStG angeknüpft werden (vgl. BGH
29.06.2016 – VII ZB 4/15 – Rn. 14, BGHZ 211, 46). Soweit der
Gesetzgeber dort Nacht-, Sonntags- und Feiertagszu-
schläge in einem bestimmten Umfang steuerfrei gestellt
hat, sind diese Zuschläge im Rahmen des § 850a Nr. 3 ZPO
als unpfändbar anzusehen.

Anmerkung von Rechtsanwalt Frank Lackmann,
Bremerhaven

Die Entscheidung des BAG könnte als „die“ Entscheidung
des Jahres 2017 angesehen werden. Endlich hat das höchs -
te deutsche Arbeitsgericht klargestellt, dass Sonn-, Fei-
ertags- und Nachtzuschläge, wenn sie den Rahmen des
Üblichen nicht übersteigen (also steuerfrei gezahlt wer-
den), unpfändbar sind. Für viele Menschen, die nachts,
und an Sonn- bzw. Feiertagen arbeiten, wie z. B. Kranken-
pfleger_innen, Polizist_innen, Feuerwehrfrauen- und
männer oder Arbeiter_innen in Fabriken etc. bedeutet
diese Entscheidung nicht selten einige hundert Euro
mehr Gehalt im Gehaltssäckle. Aufgrund der herausra-
genden Bedeutung dieser Entscheidung ist diese – ob-
gleich sehr lang – in Auszügen im Wortlaut wiedergege-
ben. Eine vollständige Lektüre lohnt sich und sollte als
Pflichtlektüre angesehen werden.
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Ein Problem aus dieser Entscheidung könnte sich den-
noch ergeben: Das BAG nimmt explizit die Schichtzulage
von der Unpfändbarkeit aus. Nicht selten bezeichnet der
Arbeitgeber aber die Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschlä-
ge nicht ausdrücklich als solche, sondern nennt diese ein-
fach Schichtzulage. Nach der Entscheidung des BAG wäre
eine Unpfändbarkeit dann wieder fraglich und es muss
ausgelegt werden, um was für Zulagen es sich genau han-
delt. Insoweit sei auf die unbefriedigende Situation bei
der Frage der Pfändbarkeit der Jahressonderzahlung im
öffentlichen Dienst, bei Banken etc. hingewiesen. Die
höchstrichterliche Rechtsprechung geht nämlich von der
Pfändbarkeit der Jahressonderzahlung aus, auch wenn
sich hierin das Weihnachtsgeld versteckt. Den Arbeitge-
bern sei daher nahegelegt, die Sonn-, Feiertags-, und
Nachtzuschläge auch explizit als solche zu benennen, da-
mit von einer Unpfändbarkeit ausgegangen werden kann.

Die Schuldnerberatung sollte die Ratsuchenden hier aus-
drücklich unterstützen und ggfs. selbst Kontakt mit dem
Arbeitgeber aufnehmen.

Es ist davon auszugehen, dass alle Anbieter von Lohnab-
rechnungsprogrammen die Entscheidung des BAG schnell
umsetzen und ihre Programme entsprechend anpassen
werden. Sollte nach der Entscheidung des BAG ein Arbeit-
geber die SFN-Zuschläge nach wie vor als pfändbar anse-
hen, so macht er sich gegenüber den Schuldner_innen
schadensersatzpflichtig.

Im Falle des Insolvenzverfahrens kann der Schuldner auch
den Insolvenzverwalter in die Haftung nehmen, da dieser
unpfändbare Einkommensanteile eingezogen und an die
Gläubiger verteilt hat (vgl. BGH Urt. 10.07.08 – IX ZR 118/07
Rn. 11 zum Fall des Einzugs unpfändbarer Rentenanteile).
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